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„Die Revolution […] wird als Contre-Revolution fortgesetzt.“


(Heinrich Alexander Freiherr v. Arnim


am 27. Januar 1852 in der Ersten [preußischen] Kammer)




Für Ingrid





Vorwort


Als ich nach zwei Jahrzehnten ausschließlicher Beschäftigung mit der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 1987 meine Habilitationsschrift zur gewerkschaftlichen Versammlungsdemokratie und zu den Arbeiterdelegierten als Vorgeschichte der Rätebewegung vorgelegt hatte, glaubte einer meiner dienstältesten Freunde anmerken zu müssen, es fehle als Pointe die Novemberrevolution. Obwohl diese Anregung arbeitsökonomisch zwar unzumutbar, sachlich aber richtig war, deponierte ich sie auf dem Hängeboden meines Gedächtnisses.


Als ein Vorbote des Klimawandels uns an einem heißen Sommerabend vor drei Jahren zu einer Reihe von Freiluftbieren verleitete, kam jener Freund ebenso undeutlich wie hartnäckig auf die alte Leerstelle zurück. Wenige Stunden später dämmerte mir, daß es 1964 der Historikertag in Berlin mit seinen beiden Sektionen zum Ersten Weltkrieg und zur Novemberrevolution war, der meinen Fachwechsel von der Germanistik zur Geschichte bewirkt hatte. Auch schauten mich nach jener Nacht meine eineinhalb Regalmeter Revolutionsbücher, obwohl längst gelesen, beleidigt bis drohend an. Bei der erneuten Durchsicht stellte sich der alte fade Beigeschmack ein, der schon die erste Lektüre begleitet hatte: Die überwiegende Mehrheit der Monographien ist nicht parteilich, sondern parteiisch, reproduziert die historischen Kämpfe der Lager aus deren Sicht und setzt sie mittels historiographischen Billards fort.


Nahezu Konsens herrscht in der Charakterisierung von Revolutionen als komprimierter Geschichte, Vor- und Nachgeschichte inbegriffen. Die vorliegende Arbeit nimmt deshalb einen langen Anlauf, der bis zur versammlungsdemokratischen Vorgeschichte der Gewerkschaften zurückgeht. Ihre Verschränkung mit der Vorgeschichte der politischen Arbeiterbewegung, der in meiner „Versammlungsdemokratie“ ein eigenes Kapitel gewidmet ist, wird hier ausgespart.


Felix Escher und Henning Fülle haben wie so oft die Entstehung des Manuskriptes kritisch und aufmunternd begleitet und es auch aufmerksam korrigiert. Mit geduldiger Akribie besorgte Hans Theissen schließlich die Transformierung des Manuskripts in eine Buchvorlage.


Berlin, den 1. Januar 2020 Dirk H. Müller





1 Einleitung


Nach den Arbeiten von Walter Tormin,1 Eberhard Kolb2 und Peter von Oertzen3 sind die revolutionären Obleute seit mehr als fünfzig Jahren fester Bestandteil der nachfolgenden Monographien zur Novemberrevolution. Eine umfassende Studie zu ihnen gibt es jedoch bislang nicht.4 Die Darstellungen Richard Müllers, des langjährigen Leiters der revolutionären Obleute – „Vom Kaiserreich zur Republik“, „Die Novemberrevolution“ und „Der Bürgerkrieg in Deutschland“5 – heben sich zwar wohltuend von der postrevolutionären Rechtfertigungsliteratur ab, zählen letztlich aber doch dazu. Die späteren geschichtswissenschaftlichen Arbeiten von Erwin Winkler6 und Dirk H. Müller7 widmeten sich ausschließlich der Vor- und Frühgeschichte der revolutionären Obleute. Ingo Materna betonte deren Rolle im Vollzugsrat der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte.8


Für die Zeit vor dem 9. November greift die Mehrzahl der Autoren auf die Erinnerungen von Richard Müller sowie von Emil Barth zurück, der zwischen Januar und Dezember 1918 an der Spitze der Gruppierung stand.9


Die Quelleneditionen zum Rat der Volksbeauftragten10 sowie zum Zentralrat11 bieten besonders in ihren oft instruktiven Anmerkungen zahlreiche Details, die für ein Gesamtbild der revolutionären Obleute nach wie vor unverzichtbar sind. Sie blieben bislang jedoch nahezu unbeachtet. Mit der zwischen 1993 und 2002 publizierten dreibändigen Edition über die „Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte in der Revolution 1918/19“ haben sich die Bedingungen für eine Darstellung der Geschichte der revolutionären Obleute in der Novemberrevolution grundlegend geändert,12 auch durch die zahlreichen politischen Kurzbiographien ihrer hervorragendsten Aktivisten.13


Die Obleute repräsentierten als Betriebssprecher die Berufsvertrauensleute eines Betriebes und waren gleichzeitig für die Kommunikation zwischen der Basis und der Ortsverwaltung des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes zuständig. Die historische Rezeption der revolutionären Obleute wird vor allem durch die drei von ihnen vorbereiteten politischen Massenstreiks vom Juni 1916, April 1917 und Januar 1918 bestimmt sowie vom bewaffneten Arbeiteraufstand in Berlin, der dem Kaiserreich am 9. November den finalen Schlag versetzte.


Die Frage, warum die mehrfachen massiven Verstöße der Gewerkschaftsopposition gegen das alleinige Recht des Zentralvorstandes, Streiks zu organisieren, nicht zum Ausschluß der Obleute aus dem Metallarbeiterverband führte, läßt sich mit einer auf die Kriegszeit eingeschränkten Sichtweise nicht beantworten. Deshalb wird am Anfang der vorliegenden Studie die Geschichte des funktionalen Verhältnisses zwischen den gewerkschaftlichen Betriebsvertrauensmännern und den Instanzen des zentralisierten Metallarbeiterverbandes beschrieben – auch um zu zeigen, daß das Verhältnis von Arbeiterbewegung und Arbeiterorganisation auf gewerkschaftlicher Ebene sich grundlegend von dem auf politischer Ebene unterscheidet. Mit einer Gewerkschaftsspaltung wäre weder der Basis noch der Verbandsführung gedient gewesen, denn die Lösung von Konflikten setzte in der gewerkschaftlichen Arena die Aktionsbereitschaft der überwiegenden Mehrheit der Beteiligten voraus, auch innerhalb der Organisation. Parteien dagegen sind auch als Minderheit aktionsfähig.


Die Spaltung der SPD ist ebenfalls nicht in einer auf die Kriegszeit begrenzten Perspektive zu erklären, denn die Opposition konzentrierte sich vor allem darauf, der Parteiführung vorzuwerfen, sie leugne ihre glorreiche Vergangenheit während des Krieges von 1870/71 und habe mit der Zustimmung zu den Kriegskrediten gegen die historischen Resolutionen der Zweiten Internationale sowie die eigenen Beschlüsse zu Krieg und Frieden verstoßen. Wäre die Zweite Internationale eine handelnde Organisation gewesen, wäre der Einwand berechtigt. Gegen die deutsche Sozialdemokratie zielt dieser Einwand klar vorbei. Daß die zeitgenössischen wie die späteren Kritiker der SPD in diesem Zusammenhang unbequeme Texte der Parteiführung ignorieren, ist kein Spezifikum der Geschichtsschreibung zur Kriegskreditbewilligung, hier aber besonders ausgeprägt und soll im dritten Kapitel differenziert werden. Die Parteiopposition und viele der Historiker ignorierten die neue, kompensatorische Taktik, die mit der Annäherung an den innenpolitischen Primat des Nationalismus verbunden war. Die kompensatorische Taktik wollte Zugeständnisse im militärischen Bereich an die Konkretisierung und Erweiterung von „Volksrechten“ knüpfen. Und so war die Burgfriedenspolitik der SPD keine innenpolitische Einbahnstraße, sondern ermöglichte es der SPD, sich als soziale Staatspartei zu einer Säule des monarchischen Staates zu wandeln und ab 1917 an der Reichsregierung beteiligt zu werden.


Da der Reichstag bei der Bewilligung der Kriegskredite zu keinem Zeitpunkt auf die Stimmen der SPD angewiesen war, bedeutete die Zustimmung der Partei weit mehr als die kreditpolitische Bereitschaft zum Burgfrieden. Sie war zugleich Beleg für ihre machtpolitische Zukunftsorientierung, was der USPD erst auffiel, als sich die Ausgangspartei bereits als Reichskanzlerpartei hatte etablieren können. Vor allem nach der Abspaltung der USPD galt die Ausgangspartei als verläßlichster Partner des Kanzlers im Reichstag, weil die Burgfriedenspolitik innerhalb der SPD nunmehr nahezu unumstritten war. Auch verfügte die SPD als Partei neuen Typs über eine routinierte nationale Organisation, die zum Teil professionell administriert wurde, so daß abrupte Stimmungswechsel, wie sie in den bürgerlichen Honoratiorenparteien häufiger vorkamen, so gut wie ausgeschlossen waren.


Mit dem spektakulären Berliner Massenstreik vom Januar 1918 traten die revolutionären Obleute aus dem Schatten der USPD, der sie jedoch weiterhin angehörten. Am 10. November begann der Abschwung der revolutionären Obleute. Während Emil Barth, ihr aktueller Leiter, sich aus freien Stücken der – zunächst – provisorischen Regierung zur Verfügung stellte, wollten andere aus der Leitung der revolutionären Obleute nicht mit der SPD koalieren. In der Nacht zum 10. November formulierte Richard Müller im Namen eines fiktiven „provisorischen Arbeiter- und Soldatenrates“ einen Aufruf, am folgenden Vormittag Räte in der Berliner Garnison und in den Großbetrieben zu wählen, die sich am Nachmittag des 10. November im Zirkus Busch versammeln sollten. Am selben Vormittag wurden die Verhandlungen zur Bildung einer neuen Regierung fortgesetzt. Als die SPDVertreter die Räte als „Träger der politischen Macht“ anerkannten, beschlossen die Vertreter der USPD ihre Beteiligung an einer paritätisch zusammengesetzten provisorischen Regierung. Friedrich Ebert war noch Reichskanzler der institutionellen Revolution, die Prinz Max von Baden am Mittag des 9. November initiiert hatte, kurz bevor die von den revolutionären Obleuten angeführten Arbeiter das Regierungsviertel erreichten.


Am Nachmittag des 10. November präsentierte sich die provisorische Regierung im Zirkus Busch. Sie ließ sich von dieser Versammlung prekär legitimierter Soldaten- und der Arbeiterräte als Regierung einsetzen, nachdem sie die Räte nunmehr öffentlich als „Träger der politischen Macht“ anerkannt hatte. Die von der Versammlung gewählten Mitglieder der paritätischen Leitung der Arbeiterräte gehörten – mit Ausnahme von Georg Ledebour – dem Deutschen Metallarbeiter-Verband an, der im Zentrum der gewerkschaftlichen Konflikte um den Burgfrieden gestanden hatte.


Der größte Teil der vorliegenden Studie gilt den Auseinandersetzungen zwischen dem paritätischen Rat der Volksbeauftragten und dem Vollzugsrat, der Domäne der revolutionären Obleute. Der Zeitabschnitt vor der Novemberrevolution stellte keine besonderen Ansprüche an die Gliederung des Textes. Das gesellschaftspolitische Chaos aber, das jede der paritätischen Revolutionsinstanzen für sich, oft aber auch gegeneinander zu regulieren suchte, war mit erlernter Darstellungsroutine nicht zu beschreiben. Durch eine chronologisch überlappende thematische Darstellung soll versucht werden, die eigensinnige Struktur der verwickelten Handlungsstränge zu beschreiben. Um die Rasanz der Ereignisse nicht durch die thematische Gliederung zu überblenden, beginnt die Zusammenfassung daher mit einer auf die revolutionären Obleute fokussierten chronologischen Skizze.
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2 Von den öffentlichen Streikkommissionen


zur zentralisierten Vertrauensmännergewerkschaft


Bevor die Arbeiterräte der russischen Revolution von 1905 nahezu weltweite Beachtung fanden,14 war das Wort „Arbeiterrat“ aus dem Sprachgebrauch der deutschen Arbeiterbewegung bereits so gut wie verschwunden. Bis kurz nach der Jahrhundertwende war es als Synonym für „Arbeiterausschuß“ gebraucht worden. Die Frühgeschichte der Arbeiterausschüsse begann 1848. Im April bereits hatten 23 Unternehmer der Berliner Maschinenbauindustrie ihre Belegschaften aufgefordert, außerhalb ihrer Arbeitszeit und des Unternehmens pro Werkstatt zwei „Deputierte“ zu wählen. Diese Werkstattdeputierten hätten sich am Ende jeder Arbeitswoche bei ihrem „Fabrikherrn“ einzufinden, damit er „von den Wünschen und Bedürfnissen oder sonst zu schlichtende Angelegenheiten […] besser unterrichtet“ werde.15 Auf welche Weise diese Absicht realisiert wurde, bleibt im dunkeln.


Nach den großen Streiks der Bergarbeiter von 1889 schrieb das Gewerberecht zwei Jahre später die Einführung betrieblicher Arbeitsordnungen vor. In vielen Betrieben wurden gewählte Sprecher der Belegschaft dazu befragt. Zur Vermeidung oder Beilegung zukünftiger Konflikte etablierten viele Unternehmer zugleich Arbeiterausschüsse,16 in manchen Betrieben auch Arbeiterräte genannt.


Zwischen 1890 und 1904 löste der Begriff Arbeiterausschuß die Bezeichnung Arbeiterrat nahezu vollständig ab. Wenn sich 1904 in einem gewerkschaftlichen Bericht über den Arbeiterausschuß bei den Siemens-Schuckert-Werken in Berlin noch einmal das Wort Arbeiterrat finden läßt, so vor allem wegen der offenbar literarischen Neigung der Korrespondenten, Wiederholungen zu vermeiden und weil bis 1903 der Arbeiterausschuß bei Siemens Arbeiterrat genannt worden war.17 1902 gab es in fast einem Viertel der Berliner Metallbetriebe Arbeiterausschüsse, in größeren Betrieben relativ häufiger als in kleineren.18


Die Sozialdemokratische Partei und die ihr nahestehende „Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands“ lehnten anfangs die Institution der Arbeiterausschüsse ab. Sie kritisierten sie als Scheinkonstitutionalismus, weil die Unternehmer die Tagesordnung der Ausschußsitzungen vorschreiben sowie die personelle Zusammensetzung dieser Gremien beeinflussen konnten. Die Arbeiterausschüsse waren in ihren Augen eher als Betriebspolizei denn als Vermittlungsorgane bestimmt.19 Die Ablehnung wandelte sich in Skepsis, weil nicht nur in den katholischen Gewerkschaften, die den Ausschüssen wohlgesonnen waren,20 gewerkschaftliche Konkurrenzorganisationen entstanden, sondern auch immer mehr Unternehmer im Laufe der Zeit die Arbeiterausschüsse als Verhandlungspartner zur Beilegung von Lohnstreitigkeiten anerkannten.21 Eine Verallgemeinerung dieser Tendenz hätte Betriebsgewerkschaften Vorschub leisten können.


Seit Beginn der gewerkschaftlichen Bewegung hatten versammlungsdemokratisch legitimierte Streikkommissionen neben den gewerkschaftlichen Fachvereinen respektive Zentralverbänden gestanden. Streiks als öffentliche Versammlungsbewegung zu organisieren bot sich aus zweierlei Gründen an: Zum einen gehörte den Gewerkschaften – sofern solche überhaupt vorhanden waren – nur eine Minderheit der Kollegen an, Streiks aber waren nur bei der Beteiligung der überwiegenden Mehrzahl der Betroffenen erfolgversprechend. Zum zweiten überbrückte die versammlungsdemokratische Organisierung in multiberuflichen Unternehmen die Grenzen der meist berufsbezogenen Gewerkschaften. Nachteilig für die Versammlungsbewegung war dagegen ihre öffentliche Kommunikation, wodurch ihre Streiktaktik und ihre materiellen Ressourcen ebenso kenntlich wurden wie ihre Sprecher. Diese hatten keine Handlungsvollmachten, sondern waren Parlamentäre, über deren Verhandlungsergebnisse in öffentlichen Versammlungen abgestimmt wurde, in industriellen Zentren auch in mehreren. Oft wurden die erkämpften Zugeständnisse nach dem Ende der Mobilisierung wieder einkassiert.


Die versammlungsdemokratische Organisation konnte nur über simple Probleme entscheiden, wie Lohnhöhe, Arbeitsbedingungen und Pausenregelungen, sowie über Beginn und Beendigung des Streiks. Die Versammlungsdemokratie stieß an ihre Grenzen, wenn die Entscheidungsfindung auf mehrere Versammlungen in verschiedenen Orten aufgeteilt werden mußte, aber auch wenn komplexe Probleme mit unterschiedlichen Kompromißebenen zur Debatte und Abstimmung standen.


Während in den handwerklich produzierenden Branchen die örtliche Filiale der Berufsgewerkschaft die organisatorische Grundeinheit für den gewerkschaftlich organisierten Arbeiter war, galt für den gewerkschaftlich organisierten Industriearbeiter der Betrieb als Grundeinheit seiner Gewerkschaft. Da in den meisten Industriebetrieben die einzelnen Abteilungen (Werkstätten) überwiegend monoberufliche Strukturen hatten, waren hier die (Werkstatt-)Vertrauensleute zugleich auch Berufsvertrauensleute. Bei betrieblichen Konflikten wählten die Kollegen verschiedener Branchen eines Betriebs Werkstattsprecher für ihre Verhandlungskommissionen. Für Verhandlungen zu überbetrieblichen Konflikten einer Branche bildeten die betrieblichen Werkstattvertrauensmänner mit den Berufsvertrauensmännern anderer Betriebe überbetriebliche Branchenkommissionen. Die Mitglieder dieser oder jener Kommissionen blieben in jedem Fall Parlamentäre.


Im Berliner DMV galt der Leiter der betrieblichen Werkstattvertrauensleute als Betriebsobmann, der Leiter der überbetrieblichen Berufsvertrauensleute wurde Branchenobmann genannt. Die Obmänner wurden nicht von den Mitgliedern gewählt, sie wurden durch die Vertrauensmänner legitimiert. In Großbetrieben mit mehr als 1 000 Beschäftigten waren die betrieblichen Obmänner für den Informationsfluß zwischen der Ortsverwaltung und den Vertrauensmännern der Werkstätten zuständig.22 Sie waren Sprecher der Kollegen, sei es innerhalb der örtlichen Gewerkschaftsorganisation, sei es im Betrieb. Hier hatten die Werkstatt- und Berufsvertrauensmänner eine zweifach exponierte Stellung zwischen ihren Kollegen einerseits und den Werkstattmeistern andererseits, die – wie Unternehmer – Arbeiter selbständig einstellen, aber auch entlassen konnten.23 Offensichtlich deshalb wurden die „Werkstätten“ in der Reichsstatistik als einzelne Betriebe definiert und gezählt. So hatte Siemens allein an seinem Berliner Standort mehr als 100 Werkstätten, darunter ein Dutzend Drehereien, Gießereien etc., die für die Reichsstatistik jeweils für sich als ein Betrieb galten. Der statistische Dilettant Eduard Bernstein und ihm folgend nicht wenige „wissenschaftliche“ Kopisten nahmen das Vorwort zur Reichsstatistik nicht zur Kenntnis, interpretierten „Betrieb“ als Unternehmen und konnten so die Thesen von Marx zur Konzentration des Kapitals und zur steigenden Anzahl von Großbetrieben im Handumdrehen widerlegen. Erst 1975 wurde auf dieses Problem hingewiesen.24 Dieser Befund wird wohl ein negativer Befund bleiben, da das Basismaterial der Betriebszählungen als verschollen gilt.


Weil seit der Zeit des Sozialistengesetzes die Aktivisten der Versammlungsbewegung meist zugleich einer Gewerkschaft angehörten, stabilisierte sich das Verhältnis zwischen der versammlungsdemokratischen und der gewerkschaftlichen Organisationsform. Ihr Nebeneinander war bei den Berliner Metallarbeitern bis 1907 durch einen von der Verbandskasse getrennt generierten und verwalteten Solidaritätsfonds sogar institutionalisiert.25 Die zweifache Zuständigkeit der Vertrauensmänner für die betrieblichen sowie für die überbetrieblichen Interessen ihrer Werkstattkollegen blieb auch nach 1907 erhalten, als der DMV das Reservat der Berliner Streikautonomie als beendet erklärt und die Generalversammlung der mittlerweile 50.000 Berliner Mitglieder durch die Vollversammlung ihrer Vertrauensmänner ersetzt hatte.26


In der alltäglichen Verwaltungsarbeit des DMV galten die Vertrauensleute als das „Rückgrat“ ihrer Organisation.27 Bei der Aufnahme neuer Mitglieder, die in der Regel vom Vertrauensmann angeworben wurden, hatte der Vertrauensmann einen Aufnahmeschein auszufüllen und die erhaltene Aufnahmegebühr zu quittieren.28 Der Kollege hatte den Aufnahmeschein im Büro der Ortsverwaltung vorzulegen, die in der Registratur prüfte, ob er schon einmal Mitglied oder aus einem anderen Verband übergetreten war. In diesem Fall mußte seine Unterstützungsberechtigung nach einem komplizierten Schlüssel berechnet und in das Verbandsbuch eingetragen werden.29 Der Vertrauensmann lieferte die Aufnahmegebühr und die Quittung beim Bezirkskassierer ab, der ihm gegen Quittung weitere Beitragsmarken aushändigte. Da die Anzahl der wöchentlich oder vierzehntäglich verkauften Marken schwankte, mußte der Vertrauensmann ein „Beitragssammelbuch“ führen,30 in dem jedes Mitglied seines Bereiches eine Rubrik hatte, in der die gezahlten Beiträge vermerkt wurden. Erleichterung boten die alternativ verwendeten „Beitragssammelkarten“ für jedes Mitglied, denn die „Beitragssammelbücher“ waren durch die hohe Fluktuationsrate der Mitglieder oft sehr unübersichtlich. Da den Mitgliedern nicht zugemutet werden konnte, das unhandliche und für sie kostbare, weil ihre Unterstützungsberechtigung nachweisende Mitgliedsbuch stets bei sich zu haben, andererseits der Vertrauensmann jederzeit in der Lage sein mußte, nachzuprüfen, ob der Kollege ordentliches Mitglied war, erhielt jedes Mitglied eine zusätzliche „Kontrollkarte“31, die als „Mitgliedsausweis“ galt und in der der Vertrauensmann regelmäßig die bezahlten Beiträge vermerkte.32


Der betriebliche Vertrauensmann rechnete wöchentlich oder vierzehntäglich beim Bezirkskassierer ab. Entweder legte er ihm die Sammelbücher respektive Sammelkarten vor, oder er bekam – wenn eine Kontrolle in der Kürze der Zeit nicht möglich war – ein Duplikat, in das der Bezirkskassierer die gezahlten Beträge pauschal eintrug.33 Weil die zahllosen mit ihren Verbandsbüchern ausgetretenen Mitglieder ihr Reservoir der aus ihren Büchern abgelösten Marken zur Wiederverwendung anboten und veräußerten, mußten die eingeklebten Marken regelmäßig mit wechselnden Stempeln und verschiedenen Formen des Aufdrucks entwertet werden, um eine mehrfache Verwendung der Beitragsmarken durch Mitglieder oder Vertrauensmänner zu erschweren.34 Säumige Beitragszahler erhielten vom Vertrauensmann einen „Mahnzettel“ mit dem Verbandsorgan ausgehändigt, für dessen Vertrieb er ebenfalls zuständig war. Übersah der Vertrauensmann den Beitragsrückstand eines Mitglieds, hatte er seinerseits Mahnzettel der Bezirksverwaltung zu erwarten. Neben dem hierfür zuständigen „Außendienst“ war der Verwaltungsapparat des Berliner DMV in acht weitere Ressorts unterteilt: Büroleitung, Kasse, Expedition, Kartothek, Arbeitsnachweis, Arbeitslosenunterstützung, Krankenunterstützung und Bibliothek.35


Ein Berliner Vertrauensmann betreute durchschnittlich fünfzehn bis zwanzig Mitglieder und nahm zwischen zehn und zwölf Neuanmeldungen im Jahr vor. Der Wert der vierzehntäglich abzurechnenden Marken konnte bis zu einem halben Wochenlohn betragen. 1905 verkauften die Berliner Vertrauensmänner den etwa 60 000 Mitgliedern 2,2 Millionen Beitragsmarken, rechneten sie beim Bezirkskassierer ab und versahen sie mit den obligaten Kontrollstempeln. 1912 wurden für die 92 000 Mitglieder des Berliner DMV 4,2 Millionen Beitragsmarken verkauft.36 Die Zahl der Neuaufnahmen war zwischen 1905 und 1909 von 22 000 auf 36 000 gestiegen.37


Allein das sogenannte einfache Mitglied hatte, wenn es aktiv war, mindestens drei monatliche Gewerkschaftsversammlungen – die Werkstatt-, die Branchen- und die Bezirksversammlung – zu besuchen sowie jede Woche beziehungsweise alle vierzehn Tage den Termin zum Erwerb seiner Beitragsmarken wahrzunehmen. Es hatte darauf zu achten, bei diesen Terminen seinen Mitgliedsausweis bei sich zu haben. Auf der Bezirksversammlung war sogar das Verbandsbuch vorzulegen, in dem der Besuch des Mitglieds durch Stempelabdruck vermerkt wurde, um zu verhindern, daß es in mehreren Bezirken abstimmte.38


Auch im gewerkschaftlichen Binnenverhältnis galt die zweifache Zuständigkeit des Vertrauensmannes: War er Leiter einer der 25 Branchen im Berliner DMV,39 so hatte er die wöchentlichen Termine mit der Ortsverwaltung wahrzunehmen, wo die neuesten Informationen über veränderte Lohn- und Arbeitsverhältnisse ausgetauscht wurden. Auf betrieblicher Ebene hatte der Vertrauensmann die monatlichen Werkstattversammlungen auf einem entsprechenden Vordruck anzumelden und von der Ortsverwaltung genehmigen zu lassen.40 In Zweifelsfällen hatte er seine „Legitimationskarte“ vorzulegen.41 Anschließend mußte er einen Versammlungsbericht einreichen.42 Auch hatten die Betriebsvertrauensmänner der 26 Gewerkschaftsbezirke43 an den zwei monatlichen Vertrauensmännerkonferenzen ihres Bezirkes teilzunehmen. Ein- oder zweimal wöchentlich rechnete der Werkstattvertrauensmann mit dem Kassierer ab. Schließlich mußte er die vierteljährlichen Generalversammlungen besuchen, die ihre Tagesordnung nicht immer während einer Sitzung abarbeiteten. Der Besuch der Bezirks- und der Generalversammlungen wurde kontrolliert, und säumige Vertrauensleute wurden, wenn sie sich nicht vertreten ließen, von Zeit zu Zeit ermahnt und gefragt, ob sie das Amt noch wahrnehmen wollten.44


Die Anzahl der Vertrauensleute für Berlin kann nur geschätzt werden: Die Generalversammlungen, zu denen ab 1907 nur Vertrauensmänner Zutritt hatten, wurden durchschnittlich von 2 000 bis 2 500 Vertrauensmännern besucht. Anfang 1913 soll es nach den Angaben der Metallarbeiter-Zeitung bereits 3 500 Vertrauensleute im Berliner DMV gegeben haben. 7 000 aber wären notwendig gewesen, wenn sich das Vertrauensmännersystem auf alle Betriebe und auf jede Abteilung der Großbetriebe erstreckt hätte.45


Die Übernahme des nationalen Streikreglements des DMV durch die Berliner Ortsverwaltung war mit einer strengen Formalisierung der Arbeit der Vertrauensleute bei Lohndifferenzen einschließlich Streiks verbunden. Die Vertrauensleute mußten umfangreiche Recherchen vornehmen und detaillierte Berichte anfertigen. Sie sollten die Lage auf dem Arbeitsmarkt berücksichtigen, die speziellen örtlichen, betrieblichen und beruflichen Verhältnisse kennen, vor allem aber die Forderungen der Stärke des Gegners und der Kampfkraft der Belegschaften anpassen, insbesondere den Organisationsverhältnissen. Für die Verbandszentrale hatten die Vertrauensmänner gemeinsam mit Vertretern der Ortsverwaltung entsprechende Lageberichte anzufertigen.46 Mit der örtlichen Arbeiterpresse waren „Übereinkommen“ getroffen worden, um eine Berichterstattung, die nicht von der Ortsverwaltung oder Bezirksleitung autorisiert worden war, zu verhindern.47


Im Vorfeld eines Streiks mußten die Bedingungen des Arbeitskampfes genauestens studiert, alle Vorbereitungen stillschweigend getroffen werden, und die Unterstützung durch den DMV mußte gesichert sein.48


„Die Einberufung einer Versammlung der an den Differenzen beteiligten Personen empfiehlt sich zunächst nicht, man tut vielmehr gut, zunächst nur einige der zuverlässigsten Mitglieder zu einer engeren Besprechung einzuladen.“49


Verbandsvertreter leiteten die nachfolgenden Versammlungen, zu denen nur die organisierten Kollegen Zutritt hatten, die sich durch ihren Mitgliedsausweis oder ihr Verbandsbuch legitimieren mußten. Vor der geheimen Abstimmung sollte eine Debatte stattfinden, die „in erregten Situationen“ jedoch zu vertagen war.50 Vor der Abstimmung mußte eine „Abstimmungsliste“ angefertigt werden, die „der Reihe nach Buchnummer, Geschlechtsnamen und Vornamen“ jeden Mitglieds zu enthalten hatte.51 Da der nationale Verbandsvorstand entschied, ob der Streik ein Verbandsstreik war oder nicht, mußte ihm mit dem Abstimmungsergebnis ein Bericht übersandt werden, der die Ursachen der Lohnbewegung und die Forderungen offenzulegen hatte, sowie einen Bericht zu den vorausgegangenen Verhandlungen der Vertrauensmänner oder der Ortsverwaltung. Der Organisierungsgrad wurde ebenso abgefragt wie die Dauer der Mitgliedschaft der vom Konflikt betroffenen Mitglieder. Mitunter wurden weitere schriftliche Unterlagen angefordert.52


Das Materialverzeichnis53 des DMV hielt für die Administration von Abwehr- oder Angriffstreiks folgende Formulare bereit: als Antragsformular den „Streikfragebogen“, daneben den „Berichtsbogen für Lohnbewegungen ohne Streik“, den „Streikfragezettel“ zur „Feststellung der Personalien und des Familienstandes der Streikenden“, das „Wochenberichtsformular für die erste Streikwoche“, das „Wochenberichtsformular“ für jede weitere Streikwoche, die „Streikquittungen“, die „Streikkontrollkarten“, die als Streikausweis galten und zweimal täglich während der ortsüblichen Arbeitszeit zur Abstempelung vorgelegt werden mußten, die „Streiklisten“ für je fünfzig Streikende mit ihren Personalien einschließlich der Angaben zu den jeweiligen individuellen Löhnen aus der Zeit vor Streikbeginn sowie der aktuellen Streikunterstützung, endlich das „Schlußberichtsformular“ für Streiks und Aussperrungen.54


In der Zeit von 1908 bis 1913 wurden von der Berliner Ortsverwaltung des DMV jährlich zwischen 150 und 400 Lohndifferenzen durch Verhandlungen oder Streiks beigelegt. Die hauptamtlichen Funktionäre hätten ohne Mitarbeit der Vertrauensleute nicht funktionieren können, vor allem nicht beim Streik der 3 000 Berliner Gießer 1911, der zusätzlich die Betreuung der 22 000 Ausgesperrten erforderte.55


Auch nachdem der Berliner DMV in eine Vertrauensmännergewerkschaft umgewandelt worden war, blieben Strukturen der Versammlungsdemokratie und das Institut der Arbeiterparlamentäre erhalten, weil viele Unternehmer es vorzogen, mit den Sprechern ihrer Belegschaften zu verhandeln statt mit betriebsfremden Gewerkschaftsfunktionären. Daher beruhte bis zum Ersten Weltkrieg die Mehrzahl der Tarife in der Berliner Metallindustrie auf Absprachen der Unternehmensführungen mit den Kommissionen der gewerkschaftlichen Vertrauensmänner.56
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3 Nationalismus und Militarismus


Die Zweite Internationale zu Krieg und Frieden


Die Zweite Internationale diskutierte von Anfang an das Pro und Contra der unterschiedlichsten Konzepte zur Verhinderung beziehungsweise Beendigung von Kriegen.57 Auf ihrem Pariser Gründungskongreß von 1889 galt der Ersatz der stehenden Heere durch Volksheere als sicherstes Mittel zur Friedenssicherung, dem die Ablösung des Kapitalismus durch den Sozialismus allerdings würde vorausgehen müssen. Bis dahin gegen die Kriegsgefahr bloß abwartend zu protestieren genügte dem niederländischen Sozialisten Domela Nieuwenhuis nicht. 1891 beantragte er auf dem Brüsseler Kongreß, die sozialistischen Parteien sollten Kriegserklärungen mit einem Aufruf an alle Völker zu einer „allgemeinen Arbeitseinstellung beantworten“. Die überwiegende Mehrheit der Delegierten lehnte seinen Antrag ab.58 Nieuwenhuis ließ nicht locker und erweiterte sein Konzept auf dem Züricher Kongreß von 1893 um einen Aufruf an die Militärpflichtigen, im Krieg den Dienst mit der Waffe zu verweigern. Für den Leiter der USA-Delegation wäre die Befolgung dieses Aufrufs dem Beginn einer gewaltsamen Revolution gleichgekommen. Für die Sprecher der ablehnenden Mehrheit stand fest, daß Generalstreik und Kriegsdienstverweigerung zu „Massenfüsilierungen“ und zur „blutigen Niederlage der gesamten sozialistischen Bewegung“ führen würden, was – wie der russische Delegierte Georgij Plechanow ergänzte – Rußland wegen seiner schwachen Arbeiterorganisationen übervorteilen und Westeuropa den „Kosaken“ preisgeben würde. Die Kongreßmehrheit wollte statt dessen „mit dem Aufgebot aller Kräfte den chauvinistischen Gelüsten der herrschenden Klassen entgegentreten“ und die Vertreter der Arbeiterklasse verpflichten, „Militärkredite“ abzulehnen.59


„Militarismus und die internationalen Konflikte“ lautete der erste Punkt der Tagesordnung des Stuttgarter Kongresses von 1907. Die Kommissionsberatungen dauerten fünf, die Debatte im Plenum einen Tag. Die Kommission präsentierte dem Plenum zwei gegensätzliche Anträge. Der von den französischen Delegierten Edouard Vaillant und Jean Jaurès vertretene Entwurf wollte den Krieg ,,durch nationale und internationale Aktionen der Arbeiterklasse mit allen Mitteln […] bis zum Massenstreik“ verhüten oder verhindern, trotz des unbestreitbaren Rechts jeder einzelnen Nation wie ihrer Arbeiterklasse auf Verteidigung ihrer Unabhängigkeit. Bebel wandte sich selbstverständlich nicht gegen diesen einschränkenden Passus des französischen Resolutionsentwurfs, er lehnte jedoch eine Festlegung auf konkrete Aktionen gegen einen Krieg ab und schlug vor, „die Arbeiter und ihre parlamentarischen Vertreter“ zu verpflichten, „alles aufzubieten, um durch die Anwendung der ihnen am wirksamsten erscheinenden Mittel den Ausbruch des Krieges zu verhindern oder, falls ein solcher dennoch ausbrechen sollte, für seine rasche Beendigung einzustehen“.


Der Kongreß diskutierte kontrovers und ausführlich, weil er nur eine einmütige Resolution als sinnvoll erachtete. Die auf Antrag August Bebels eingerichtete Subkommission formulierte einen Entwurf, dem Franzosen und Deutsche sowie alle anderen zustimmen konnten. Dieser im Umfang mächtig angewachsene Entwurf enthielt in seinem Kern den Vorschlag Bebels. Er wurde einstimmig angenommen, nachdem in der Schlußdebatte Einigkeit darüber geherrscht hatte, daß der Passus von den „am wirksamsten erscheinenden Mittel[n]“ einen Generalstreik nicht aus, sondern einschloß.60


Der Parteivorsitzende der stärksten Sektion der Zweiten Internationale, August Bebel, bekannte bereits einen Monat später, daß ein zukünftiger Verteidigungskrieg gegen Rußland seiner kämpferischen Unterstützung sicher sein könne: 1907 rief er auf dem Essener Parteitag emphatisch aus, „als alter Knabe noch bereit [zu sein], die Flinte auf den Buckel zu nehmen und in den Krieg gegen Rußland zu ziehen“. Ein solcher Verteidigungskrieg galt für ihn als integraler Bestandteil sozialdemokratischer Strategie, denn er wollte mit seiner Partei „unser Vaterland zu einem Land machen […], das nirgends in der Welt in ähnlicher Vollkommenheit und Schönheit besteht“.61 1910, auf dem nächsten internationalen Kongreß in Kopenhagen, kam der erneute Antrag für einen Massenstreik nicht über die Kommissionsberatungen hinaus. Ein solcher Beschluß würde, so befürchtete Georg Ledebour, zum Verbot der SPD und zur „Zertrümmerung der Organisation“ führen.62


Nachdem Italien 1912 mit der Kriegserklärung an die Türkei einen Krieg auf dem Balkan ausgelöst hatte und der von den italienischen Gewerkschaften ausgerufene 24stündige Generalstreik, weil porös, verpufft war, verlegte 1912 das Internationale Sozialistische Büro wegen der anhaltenden Kriegsgefahr den für 1913 nach Wien einberufenen Kongreß nach Basel. Dessen Eröffnungssitzung wurde in eine eindrucksvolle Friedensdemonstration vor dem und im Münster von Basel umgewandelt, angeführt von weißgekleideten Kindern mit Birkenzweigen sowie roten Fähnchen in ihren Händen, begleitet von mächtigem Glockengeläut.63 Tags darauf begannen die Beratungen. Der Kongreß solidarisierte sich mit der Forderung der sozialdemokratischen Parteien des Balkans nach einer demokratischen Föderation aller Balkanstaaten und forderte Österreich und Rußland zur Neutralität auf. Die europäischen Staaten wurden daran erinnert, daß die Pariser Kommune wie die russische Revolution von 1905 Kriegsfolgen waren, und gewarnt:


„Es wäre Wahnwitz, wenn die Regierungen nicht begreifen würden, daß schon der bloße Gedanke der Ungeheuerlichkeit eines Weltkrieges die Entrüstung und Empörung der Arbeiterklasse hervorrufen muß.“


Um den feierlichen Eindruck der Kongreßeröffnung nicht zu verschatten, wurde darauf verzichtet, die „Fragen der Taktik und Methoden der Kriegsverhinderung“ zu diskutieren.64


Der befürchtete große Krieg fand zunächst nicht statt, das Wettrüsten der europäischen Mächte jedoch wurde beschleunigt. Am 28. Juli 1914, am Tag der Kriegserklärung Österreichs an Serbien, entschied das Internationale Sozialistische Büro in Brüssel, zum 9. August einen Kongreß nach Paris einzuberufen.65 Nachdem der französische Sozialist Jean Jaurès am 31. Juli in Paris ermordet worden war, sagte das Büro den Pariser Kongreß ab. Die Zweite Internationale war Geschichte.66


Zur Vorgeschichte der Kriegskreditbewilligung


Nachdem im Juli 1914 hinter den Schwaden geschickt plazierter diplomatischer Nebelkerzen die Kulissen für einen Verteidigungskrieg errichtet worden waren, vergrub die SPD eines ihrer wertvollsten Erinnerungsstücke – ihr Verhalten während des Krieges 1870/71 – in der Truhe der glorreichen Parteivergangenheit. Obwohl es Bismarck 1870 gelungen war, Frankreich in die Rolle des Angreifers zu bugsieren, enthielten sich zwei der drei Vertreter der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Deutschlands (SDAP) ihrer Stimme, als der Norddeutsche Reichstag über die erste Kriegsanleihe abstimmte. Die Stimmenthaltung von August Bebel und Wilhelm Liebknecht entsprach nicht der vorherrschenden Meinung der eigenen Parteiführung! Die lassalleanischen Abgeordneten des anderen Zweigs der frühen Sozialdemokratie votierten für die Anleihe. Mit der Kapitulation Napoleons III. sowie der Proklamation der Französischen Republik galt der vorgebliche Verteidigungskrieg für den Vorstand der SDAP (den Braunschweiger Ausschuß) als beendet. Die anschließend geplante Annexion Elsaß-Lothringens erfüllte in seinen Augen die Kriterien eines Angriffskrieges, weshalb er am 5. September 1870 zum Widerstand gegen die „kosakische Barbarei“ Preußens aufrief. Vier Tage später verhaftete die Militärbehörde die Vorstandsmitglieder der SDAP unter dem Vorwurf des Hochverrats und brachte sie in Ketten auf eine ostpreußische Festung, wo sie bis zum 30. März 1871 verblieben. Ende November 1870 debattierte der Norddeutsche Reichstag über eine zweite Kriegsanleihe. Bebel und Liebknecht solidarisierten sich im Plenum mit der Französischen Republik. Der brachiale Tumult, den diese Erklärung hervorrief, veranlaßte die Lassalleaner, mit den Abgeordneten der SDAP diese zweite Anleihe abzulehnen. Am 17. Dezember wurden drei Redakteure des Zentralorgans der SDAP – Hepner, Bebel, Liebknecht – wegen Vorbereitung zum Hochverrat verhaftet und drei Monate in Untersuchungshaft gehalten. In dem anschließenden Prozeß wurden Liebknecht und Bebel zu zwei Jahren Festungshaft verurteilt.67


Später übernahm die vereinigte Sozialdemokratie den ehemaligen Grundsatz der Liberalen, dem preußischen Heeresetat „keinen Mann und keinen Groschen“ zu bewilligen. August Bebel relativierte diesen Grundsatz jedoch bereits 1890 und löste damit die Kontroverse über die „Knopfanleihe“ aus. Auf dem Hallenser Parteitag von 1890 griff Wilhelm Werner, einer der Wortführer der Parteiopposition der sogenannten „Jungen“, Bebel scharf an, nachdem dieser im Reichstag, trotz grundsätzlicher Ablehnung des Militarismus, die Modernisierung der Uniformen angeregt hatte und die Bewilligung entsprechender Etatposten nicht ausschließen wollte:


„Ich habe darauf hingewiesen, daß bei der Anwendung des rauchlosen Pulvers und der […] gesteigerten Treffsicherheit der Gewehre die jetzigen Uniformen mit ihren blitzenden Metallknöpfen und grellen Farben ein geradezu Verderben bringendes Zielobjekt für die Feinde seien. Müßten sich unsere Brüder, Söhne und Väter schon einmal auf das Schlachtfeld schleppen lassen, dann kleide man sie wenigstens so, daß sie nicht geradezu das Auge des feindlichen Schützen herausfordern. (Bravo!) Und nun frage ich euch alle, die ihr verpflichtet seid, gegen den auswärtigen Feind die Waffen zu tragen: als Liniensoldaten, Reservisten, Landwehrmänner oder Landsturm, wenn ich verhindern will, daß ihr durch äußere Kennzeichen eine bequeme Zielscheibe für die Feinde werdet, habe ich damit irgend etwas getan, was vom Parteistandpunkt aus verwerflich wäre? (Rufe: nein!) Wenn ich aber erkläre, ich bin bereit, die Mittel für weniger sichtbare Uniformstücke zu bewilligen, dann habe ich damit nichts weiter getan, als meine Bereitwilligkeit ausgedrückt, dafür zu sorgen, daß im nächsten Kriege nicht zehntausende unserer eigenen Genossen durch die Ungeschicklichkeit unserer Militärverwaltung zwecklos auf die Schlachtbank geführt werden. Ich habe die Genugtuung gehabt, daß jetzt nach den Manövern in allen Zeitungen und Militärblättern diese Frage erörtert wird. […] Nie in meinem Leben habe ich in einer Frage ein besseres Gewissen gehabt wie in dieser.“68


Bebels Replik auf Werner ist die erste Etappe der Vorgeschichte der sozialdemokratischen Bewilligung staatlicher Schuldverschreibungen zur Kriegsfinanzierung. Weitere folgten auf den Parteitagen von 1897, 1898 und 1899: In einer Sitzung der Budgetkommission hatte 1897 der preußische Kriegsminister, nachdem unter allen Beteiligten Geheimhaltung vereinbart worden war, über die Absicht berichtet, neue Kanonen anzuschaffen, die Deutschland einen veritablen militärischen Vorsprung verschaffen würden. Die „Freisinnige Zeitung“ behauptete anschließend, die sozialdemokratische Fraktion habe sich im Reichstag stillschweigend mit den Kosten für dieses Projekt einverstanden erklärt. Bebel verwies jedoch darauf, daß die Fraktion im Reichstag gegen diese Forderung gestimmt hatte. Den Vorwurf aus den Reihen des Parteitages, sie hätte nicht an jener geheimen Besprechung teilnehmen dürfen, ließ Bebel nicht gelten, da die Partei sonst keine Informationen erhalten hätte. Die gemeinsam vereinbarte Geheimhaltung zu respektieren sei Ehrensache gewesen.69 Der Abgeordnete Max Schippel ergänzte diese Begründung: Die Partei befinde sich in einer „Zwickmühle“.


„Sollten wir nun, weil die bürgerlichen Parteien [bei ‚Milizanträgen‘ der Fraktion] nicht unseren Willen tun, die deutschen Arbeiter, gleichsam zur Strafe, vor die Gefahr stellen, daß sie mit ihrem Blut den Unverstand der [Miliz-]Gegner einmal zu büßen haben? Das wäre widersinnig und gegen die Interessen der Arbeiterklasse gehandelt. Den Kampf gegen den Militarismus führen wir bei anderen Gelegenheiten besser.“70


Ignaz Auer unterstützte Schippel, indem er auf Bebels Rede zur „Knopfanleihe“ verwies, die sachlich dasselbe gemeint habe. Den Zwischenrufen „Nein, nein!“ entgegnete er:


„Selbstverständlich ist es für Sie nicht dasselbe. Das weiß ich, deshalb habe ich gerade diese Frage aufgeworfen. Wenn das für Sie nicht dasselbe ist, dann könnten Sie ja auch die Soldaten mit Stöcken ausgerüstet ins Feld schicken. (Widerspruch.) Wir sind prinzipielle Gegner des Krieges, wir können ihn aber nicht verhindern. […] Es läßt sich allerdings eine Möglichkeit denken, in der wir auch für den Krieg eintreten und ihn für absolut notwendig halten. (Sehr richtig!) Ich erinnere nur an die Äußerungen von Bebel und Liebknecht im Reichstage über die Möglichkeit, daß es dazu kommen kann, gegen den Feind aus dem Osten, gegen die Barbarei, gegen den russischen Zarismus und seine Eroberungsgelüste in den Krieg einzutreten. […] Wollen Sie denn, daß dieser Krieg eventuell geführt werden soll mit Kanonen, die von allen übrigen [!] Staaten, Rußland mit eingeschlossen, längst überholt sind?“71


Eine scharfe Gegenresolution zu Schippels Konzeption wurde von ihren Initiatoren schließlich zurückgezogen, da „der Zweck, den sie haben sollte, durch die Diskussion erreicht ist“.72


Im Rechenschaftsbericht der Reichstagsfraktion auf dem Stuttgarter Parteitag von 1898 wurden Wolfgang Heines – am 10. Februar 1898 öffentlich vorgestellte – prophetische Überlegungen für eine zukünftige sozialdemokratische Taktik zitiert:


„Solche Militärforderungen [nach neuartigen Geschützen] könnte nach meiner Meinung auch der Sozialdemokrat bewilligen, wenn er genügend Gegenleistungen erhielte, wenn wertvolle Volksrechte dafür gewährt würden.“ 73


Nachdem Wolfgang Heine auf der Fraktionssitzung vom 23. Februar 1898 eingeräumt hatte, „daß der Gedanke ihm ferngelegen hat, sich mit dem herrschenden System in eine Kompensationspolitik einzulassen, und daß er durchaus auf dem Boden der bisherigen Taktik der Partei und der Fraktion stünde, erklärte die Fraktion, daß für sie die Angelegenheit befriedigend erledigt ist“.74 Sie war möglicherweise vor allem deswegen befriedigend erledigt, weil, wie Friedrich Geyer auf dem folgenden Parteitag in Hannover nachwies, Heine sich auf einen früheren Artikel des „Vorwärts“ berufen hatte. In diesem Artikel des zentralen Parteiorgans war der Zentrumspartei nach deren vorbehaltloser Zustimmung zur Flottenaufrüstung vorgeworfen worden, ein wichtiges „Kompensationsobjekt“ aus der Hand gegeben zu haben.75 Heine habe, so zitierte Geyer weiter, den Kompensationsgedanken des „Vorwärts“ in jenem öffentlichen Vortrag sogar zum „wirksamsten Mittel im Kampfe um die politische Macht“ erklärt, um ihn vom Vorwurf des Opportunismus zu befreien.76 Die Entgegnung Heines war zukunftsweisend:


„Ich gebe durchaus zu, es war eine völlig unnötige Erörterung in jener Versammlung (Hört, hört!), und ich selber würde ein Tadelsvotum gegen mich beantragen, wenn ich sie mutwillig oder auch nur aus Ungeschick angeregt hätte. Aber auch darüber gibt meine Rede Auskunft: Ich habe mich nur dagegen wenden wollen, daß man grundsätzlich eine solche Politik für unzulässig erklärt und bei jeder Andeutung einer solchen Möglichkeit über Prinzipienverrat schreit.“77


Die Kontroverse über die Kompensationstaktik wurde bis Kriegsbeginn auf Eis gelegt. Sie war jedoch während des Ersten Weltkriegs integraler Bestandteil der sozialdemokratischen Burgfriedenspolitik.


Den letzten öffentlichen Akkord in der Vorgeschichte der Bewilligung von staatlichen Schuldverschreibungen zur Kriegsfinanzierung setzte Bebel auf dem Essener Parteitag von 1907 mit seiner Antwort auf die – auch von Kautsky gestellte – Frage, was denn ein Angriffskrieg sei.


„Ja, es wäre doch sehr traurig, wenn wir heute, wo große Kreise des Volkes sich Tag für Tag viel mehr um die Politik kümmern wie früher, noch nicht sollten beurteilen können, ob es sich im einzelnen Falle um einen Angriffskrieg handelt oder nicht. Eine solche Düpierung war in den 70er Jahren möglich; aber wir im Parlament wußten schon damals, daß, wie die Enthüllungen über die Fälschung der Emser Depesche nachher gezeigt haben, Bismarck Napoleon gezwungen hatte, den Krieg zu erklären.“78


Bis zum August 1914 gelang es den Sozialdemokraten aller Richtungen, die Frage zu vermeiden, ob und, wenn ja, wie ein Verteidigungskrieg zu finanzieren sei.


In der vertraulichen Sitzung der Reichshaushaltskommission vom 24. und 25. April 1913 legte der preußische Kriegsminister den Plan für einen präventiven Angriffskrieg offen, der an zwei Fronten – Frankreich und Rußland – geführt werden müsse.79 Das Eingreifen Großbritanniens in den Zweifrontenkrieg schloß er nicht aus, ließ die militärpolitischen Implikationen aber unberücksichtigt. Keiner der drei sozialdemokratischen Abgeordneten, die an der Sitzung teilnahmen, ging auf die Ankündigung eines Angriffskrieges ein. Der schwerkranke August Bebel nahm zum letzten Mal einen parlamentarischen Pflichttermin wahr.80 Er deutete indirekt die bislang verschmähte Kompensationspolitik seiner Partei an, als er die Bereitschaft zur Verteidigung des Vaterlandes mit der Erwartung verknüpfte, daß „es auch der Mühe wert sein [müsse], dasselbe zu verteidigen“.81 Der zur linken Parteirichtung zählende Georg Ledebour warf am Schluß jener Sitzung ein: „Sie können nicht Gut und Blut verlangen von einem Volk, dem sie alle Rechte nehmen.“82 Als parlamentarischer Ehrenmann hielt er sich an die vereinbarte Vertraulichkeit der Sitzung. Im Jahr darauf meldete sich der dritte sozialdemokratische Teilnehmer an dieser Ausschußsitzung, der kämpferische Reformist Dr. Ludwig Frank,83 vierzigjährig als Kriegsfreiwilliger und kehrte wenig später als toter Held heim.


August 1914


Als nach der russischen Generalmobilmachung das Deutsche Reich am 1. August Rußland den Krieg erklärte, war innenpolitisch bereits alles unter Dach und Fach. Am 24 Juli 1914, einen Monat nach dem Attentat in Sarajewo, einigten sich der Reichsstaatssekretär des Inneren, der preußischer Innenminister und der Kriegsminister, keine präventiven Verbote gegen die sozialdemokratische Presse sowie Veranstaltungen oder gegen die Parteiführung zu verhängen und statt dessen mit der sozialdemokratischen Parteiführung zu reden. In einer Besprechung mit dem Reichskanzler wurde Hugo Haase, einer der beiden Parteivorsitzenden, am 26. Juli entsprechend unterrichtet.84


Für den 28. Juli hatten zahlreiche örtliche Organisationen der SPD Versammlungen, Kundgebungen und Demonstrationen als Friedensmanifestationen angekündigt. Alle 27 von der Berliner SPD geplanten Antikriegsdemonstrationen wurden gleichwohl polizeilich verboten, ebenso die öffentlichen Manifestationen der Chauvinisten. Die Innenstadt Berlins wurde weiträumig abgeriegelt. Die illegalen Umzüge der Chauvinisten schützte die Polizei jedoch vor den angeblich drohenden Übergriffen Andersdenkender. Vom Demonstrationsverbot nicht betroffen waren die Veranstaltungen in den zahlreichen traditionellen Versammlungslokalen der Arbeiterbewegung in Berlin und Umgebung. Nach Schluß dieser Versammlungen formierten sich zahlreiche Protestumzüge. Die Polizei konnte nicht überall eingreifen. War sie aber zur Stelle, trieb sie die Demonstrationen auseinander, auch mit Säbeln. Für die Manifestationen zwischen dem 26. und dem 30. Juli in Altona, Bielefeld, Braunschweig, Bremerhaven, Chemnitz, Dresden, Düsseldorf, Görlitz, Halle, Hamburg, Jena, Kiel, Köln, Königsberg, Leipzig, Meißen, Minden, Plauen, Reichenbach, Wilhelmshaven, Zwickau und andernorts ist eine ähnliche Bilanz wie für Berlin zu ziehen.85 Die Manifestationen waren auf die allgemeine Kriegsgefahr fokussiert, die vom angedrohten – beziehungsweise bereits begonnenen – Krieg Österreichs gegen Serbien ausging.


Am 29. Juli, noch bevor die russische Generalmobilmachung bekannt wurde, fand – auf Einladung des Reichskanzlers Bethmann Hollweg – ein Vieraugengespräch mit Albert Südekum vom rechten Flügel der SPD statt. Hugo Haase war zur Konferenz des Sozialistischen Büros nach Brüssel abgereist, und Ebert war wegen Reisevorbereitungen verhindert.86 Südekum nahm in der Besprechung mit dem Reichskanzler die spätere Proklamation eines Burgfriedens vorweg, als er versprach, „daß – gerade aus dem Wunsch heraus, dem Frieden zu dienen – keinerlei wie immer geartete Aktion (General- oder partielle Streiks, Sabotage und dergleichen) geplant oder auch nur zu befürchten seien“.87 Auch stellte Südekum in dieser dem Reichskanzler übermittelten Gesprächsnotiz das Wohlverhalten der sozialdemokratischen Presse zum Thema Kriegsgefahr in Aussicht und dankte der Reichsführung für die Initiative zum Gedankenaustausch.88 Anschließend informierte Südekum den Rumpfparteivorstand über sein Gespräch mit dem Kanzler.89 Widerspruch ist nicht überliefert.


Weil Ebert und Otto Braun am 31. Juli – einen Tag vor der deutschen Kriegserklärung an Rußland – noch nicht aus der Schweiz zurückgekehrt waren,90 faßten Parteivorstand und Reichstagsfraktion keinen Beschluß über staatliche Schuldverschreibungen zur Kriegsfinanzierung. Am 2. August jedoch votierte der Fraktionsvorstand mit vier gegen zwei Stimmen dafür, der Fraktion die Bewilligung der Kriegsanleihe zu empfehlen. Tags darauf stimmten 78 Fraktionsmitglieder für und vierzehn gegen die Bewilligung. Der Antrag, den Fraktionszwang aufzuheben, wurde gegen 24 Stimmen abgelehnt.91 Am 4. August stimmte die Reichstagsfraktion einstimmig für die Bewilligung der Kriegsanleihe. Zwei wenig bekannte Abgeordnete, Fritz Kunert und Josef Simon, hatten sich rechtzeitig vor der Abstimmung in die Wandelhallen des Reichstages fortstehlen können.92


Als in den ersten Augusttagen fotogene Massen der anscheinend angegriffenen Nation sich unter dem Subtext „Hurra! Wir werden angegriffen!“ euphorisierten, entstand mehr als bloß ein Anfangsverdacht für eine aggressive Kriegsbereitschaft.93 Für den österreichischen Schriftsteller Karl Kraus begannen „Die letzten Tage der Menschheit“, die – so kann mit Thomas Mann ergänzt werden – zu beginnen noch nicht aufgehört haben. Bereits ab Mitte September 1914 erstickte jedoch das Grauen der Front den „Kriegsfimmel“.94


Zu Beginn der historischen Reichstagssitzung am Nachmittag des 4. August berichtete der Reichskanzler vom Einmarsch deutscher Truppen ins neutrale Belgien und versicherte, das Reich werde für die entstehenden Schäden aufkommen,95 wie es nach Ehrenhändeln unter Ehrenmännern die Regel war. Haase, der Gegner der Bewilligung war, hatte sich dazu überreden lassen,96 im Reichstag die Zustimmung zur Bewilligung der – ersten – Kriegsanleihe zu begründen:


„Die Folgen der imperialistischen Politik […] sind wie eine Sturmflut über Europa hereingebrochen. Die Verantwortung hierfür fällt den Trägern dieser Politik zu, wir lehnen sie ab. Die Sozialdemokratie hat diese verhängnisvolle Entwicklung mit allen Kräften bekämpft […]. Ihre Anstrengungen sind vergeblich gewesen. […] Jetzt stehen wir vor der ehernen Tatsache des Krieges. Uns drohen die Schrecknisse feindlicher Invasionen. Nicht für oder gegen den Krieg haben wir heute zu entscheiden, sondern über die Frage der für die Verteidigung des Landes erforderlichen Mittel. Nun haben wir zu denken an die Millionen Volksgenossen, die ohne ihre Schuld in dieses Verhängnis hineingerissen sind. […] Für unser Volk und seine freiheitliche Entwicklung steht bei einem Sieg des russischen Despotismus, der sich mit dem Blut der besten des eigenen Volkes befleckt hat, viel, wenn nicht alles auf dem Spiel. […] Wir lassen in der Stunde der Gefahr das eigene Vaterland nicht im Stich. Wir fühlen uns dabei im Einklang mit der Internationale, die das Recht jedes Volkes auf nationale Selbständigkeit und Selbstverteidigung jederzeit anerkannt hat, wie wir auch in Übereinstimmung mit ihr jeden Eroberungskrieg verurteilen. Wir fordern, daß dem Kriege, sobald das Ziel der Sicherung erreicht ist und die Gegner zu Frieden geneigt sind, ein Ende gemacht wird durch einen Frieden, der die Freundschaft mit den Nachbarvölkern ermöglicht […] Von diesen Grundsätzen geleitet, bewilligen wir die geforderten Kriegskredite.“97


Dieser Vortrag Haases entsprach nicht vollständig dem Wortlaut des ursprünglichen Fraktionsbeschlusses. Auf Wunsch des Reichskanzlers Bethmann Hollweg hatte die Fraktionsmehrheit jenen Passus gestrichen, in dem es geheißen hatte, daß die Fraktion „entschiedensten Widerstand leisten werde, falls der Krieg den Charakter eines Eroberungskrieges annehmen werde“.98 Sie ersetzte die Androhung des „entschiedensten Widerstand[es]“ durch die Ankündigung eines bloß verbalen Protestes. Die spätere innerparteiliche Opposition berief sich bei ihrer Ablehnung weiterer Kriegsanleihen auf den ursprünglichen Passus des Fraktionsbeschlusses.99


Dem Vorschlag sozialdemokratischer Parteivertreter folgend, entschied der Reichstag noch vor dem Abstimmungsmarathon am Nachmittag des 4. August, daß der Reichstag von jetzt an lediglich vertagt und nicht geschlossen würde, um dadurch die Immunität der Abgeordneten zu erhalten, die – wie sonst üblich – zwischen den Sitzungsperioden sistiert war.100


In der punktuell hysterischen Kriegsstimmung erledigten sich Fragen zur Art der Finanzierung des Krieges durch Anleihen wie von selbst. Jeder Gedanke an eine andere Art der Kriegsfinanzierung als durch staatliche Schuldverschreibungen wäre von der öffentlichen Meinungsmaschinerie als Defätismus denunziert worden. In ebenso rechtschaffener wie unerschütterlicher Siegesgewißheit votierte der Reichstag für die staatliche Rückzahlung der Anleihen. Als finanzpolitische Vorbedingung für diese Art der Kriegsfinanzierung war bereits am 31. Juli die Golddeckung der Bankkonten aufgehoben worden, auch um dem seit Wochen andauernden besitzbürgerlichen Umtausch von Bankguthaben in Goldmünzen einen Riegel vorzuschieben.101 Und so begann die Inflation schon im Anfangsjahr des Krieges ihren asozialen Lauf. Mit dem späteren Kauf von Kriegsanleihen durch die Sozialversicherungsträger, die zu diesem Zweck von der gesetzlichen Pflicht, ihr Vermögen mündelsicher anzulegen, befreit werden mußten, wurde die Vernichtung der sozialpolitischen Rücklagen vorprogrammiert, auch mit der Hilfe der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion.


Der seit langem bekannte militärische Katalog innenpolitischer Zwangsmittel während des Krieges – Verteidigung hin, Angriff her – war allgemein und speziell: Die Übertragung der zivilen Exekutive auf die Militärbefehlshaber ermächtigte diese, rechtskräftige Verfügungen und Verordnungen aller Art zu erlassen. Unabhängig von dieser pauschalen Ermächtigung konnten die Militärbefehlshaber ab Kriegsbeginn ohne Rücksprache mit den Zivilbehörden die bewaffnete Macht im Inneren einsetzen, durch Einzelverfügungen die Presse-, Vereins- und Versammlungsfreiheit wie auch die persönlichen Freiheit sowie die Meinungsfreiheit einschränken und die Unverletzlichkeit der Wohnung aufheben. Generell wurden das allgemeine sowie das Militärstrafrecht verschärft und das Recht auf den persönlichen Richter abgeschafft.102 „In der Praxis nahmen die Befehlshaber ihre Verordnungsgewalt nicht nur zur Festigung der militärischen Sicherheit, sondern zu Sicherungsaufgaben in allen Lebensbereichen wahr.“103 Abgesehen von der zu erwartenden (Presse) Zensur hatte die SPD-Führung von der administrativen Militärdiktatur, die mit der Proklamation des Kriegszustands verbunden war, wenig zu befürchten. Die spätere Kriegsopposition und die ersten Arbeiterräte bekamen diese Zwangsmittel jedoch immer heftiger zu spüren.
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